
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten KO Herbert Kickl , Michael Schnedlitz, Dr. Dagmar Belakowitsch 
und weiterer Abgeordneter 
betreffend "Österreich-Gutschein" 

eingebracht im Zuge der Debatte zu TOP 4, Bericht des Verfassungsausschusses über den 
Einspruch des Bundesrates (153 d.B.) vom 4. Mai 2020 gegen den Beschluss des 
Nationalrates vom 28. April 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Einkommensteuergesetz 1988, das Umsatzsteuergesetz 1994, die Bundesabgabenordnung, 
das Zahlungsbilanzstabilisierungsgesetz, das Bundes-gesetz über die Errichtung eines 
CO VI D-19-Schulveranstaltungsausfall-Härtefonds (CO VI D-19-Schulstornofonds-Gesetz), das 
Bundesgesetz über die Einrichtung einer Abbaubeteiligungsaktiengesellschaft des Bundes 
(ABBAG-Gesetz) und das Bundesgesetz, mit dem eine Ermächtigung zur Verfügung über 
Bundesvermögen erteilt wird, geändert werden sowie das Bundesgesetz über die Prüfung von 
Förderungen des Bundes aufgrund der COVID-19-Pandemie (COVID-19-
Förderungsprüfungsgesetz - CFPG) erlassen wird (18. COVID-19-Gesetz) (179 d.B.) 
in der 30. Sitzung des Nationalrates, XXVII. GP, am 13. Mai 2020 

Die Maßnahmen der Bundesregierung im Zuge der Coronakrise führen zu einer 
historischen Wirtschaftskrise. 

Mehr als 1,8 Millionen Menschen haben ihre Arbeit verloren oder haben durch die 
Kurzarbeit deutliche weniger Einkommen. Zigtausende Wirtschaftstreibende haben 
ebenfalls ihre Einkommensgrundlage verloren . Und mit all diesen Menschen auch ihre 
Familien! 

Die österreichische Wirtschaft ist am Boden, zigtausende Betriebe wurden 
zwangsgeschlossen. Ob viele Betriebe, Gastronomiebetriebe, Touristiker, 
Handwerker, aber auch Dienstleister die Corona-Maßnahmen der Regierung 
wirtschaftlich überleben, darf angezweifelt werden. Dass die Auftragslage plötzlich 
wieder in die Höhe schießt, ist unwahrscheinlich. Sämtliche Wirtschaftsforscher 
prognostizieren eine schwere Rezession. Hand in Hand mit einer drohenden 
gigantischen Pleitewelle geht der Konsumschock. 

Die österreichischen Familien und die heimischen Wirtschaftstreibenden haben nichts 
von Versprechungen. Von Hoffnung allein können sie nicht leben, sie brauchen jetzt 
konkrete Hilfe und Sicherheit. 

Wenn wir die massive Pleitewellen abfedern wollen und die Kaufkraft stärken, braucht 
es schnelle Maßnahmen, die möglichst viele Menschen erreichen und besonders 
schnell die Kaufkraft österreichischer Familien stärken. Jeder Österreicher und jede 
Österreicherin - etwa 7,4 Millionen Menschen - soll völlig unabhängig vom Alter einen 
sogenannten Österreich-Gutschein in der Höhe von 1.000.- Euro erhalten. Für eine 
vierköpfige Familie sind das 4.000.- Euro. 

Von dieser unbürokratischen Soforthilfe für österreichische Familien und heimische 
Betriebe in Höhe von rund 7,4 Mrd. Euro, die Arbeitsplätze sichert, die Wirtschaft 
ankurbelt und somit natürlich indirekt auch dem Sozialsystem zugutekommt, fließen 
rund 2,5 Mrd . Euro direkt in Form von Steuereinnahmen zurück in den 
Bundeshaushalt. 
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In diesem Zusammenhang stellen die unterfertigten Abgeordneten daher nach­
stehenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, jedem österreich ischen Staatsbürger 
Gutscheine im Wert von insgesamt 1.000.- Euro auszustellen , die bis 31 . Dezember 
2020 nur bei heimischen und in Österreich steuerpflichtigen Betrieben eingelöst 
werden können. " 
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